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Thema dieser Ausgabe 

   

 Sozialversicherungspflicht von Minijobs ohne geregelte Arbeitszeit seit dem 1.1.2019 
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Aufgrund einer Gesetzesänderung zum Jahreswechsel 
kann ein Minijob ohne das Zutun und ohne das Wissen 
der Beteiligten zu einer sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung werden. Dies kann zu deutlichen 
wirtschaftlichen Belastungen für den Arbeitgeber führen. 
Entscheidend kommt es auf eine Arbeitszeitregelung im 
Arbeitsvertrag an. Eine sogenannte Arbeit auf Abruf 
(Abrufarbeit) ohne Arbeitszeitregelung ist als Minijob 
nicht mehr möglich.  
 
Zu den diesbezüglichen Fragestellungen wie folgt: 
 
 
Was ist ein Minijob? 

 
Ein Minijob ist eine geringfügige Beschäftigung im Sinne 
des Sozialversicherungsrechts. Geringfügig kann die 
Beschäftigung wegen der geringen Höhe des Arbeits-
entgelts sein. Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung 
(auch „450-Euro-Job“) liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt 
regelmäßig im Monat 450 Euro nicht überschreitet.  
 
Die wöchentliche Arbeitszeit, die Anzahl der monatlichen 
Arbeitseinsätze sowie der Beschäftigungsbeginn 
während eines Kalendermonats sind dabei unerheblich. 
Daher kann der Minijobber bei einer durchgehenden, 
mindestens 12 Monate dauernden Beschäftigung 
maximal 5.400 Euro pro Jahr verdienen.  
 
Ein Minijobber kann im gewerblichen Bereich oder im 
Privathaushalt beschäftigt sein. 
 
 

Was ist der Vorteil eines Minijobs? 

 
In der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung 
sind geringfügig entlohnt Beschäftigte nicht 
versicherungspflichtig. In der Rentenversicherung sind 
sie seit dem 1.1.2013 grundsätzlich versicherungs-
pflichtig. Der Arbeitnehmer hat aber die Möglichkeit, eine 
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht zu 
beantragen. Es kann beim Minijob also erreicht werden, 
dass vom Arbeitnehmer keine Sozialversicherung zu 
zahlen ist.  
 
Arbeitgeber haben pauschale Beiträge zur Kranken- und 
Rentenversicherung, zur gesetzl. Unfallversicherung, 
Umlagen und pauschale Steuern zu tragen. Zur Pflege- 
und Arbeitslosenversicherung fallen solche Pauschal-
beiträge nicht an. 
 
Die Pauschalabgaben des Arbeitgebers für gewerbliche 
und haushaltsnahe Minijobs sind unterschiedlich hoch. 
Arbeitgeber im gewerblichen Bereich haben aktuell 
insgesamt höchstens 31,2 Prozent Abgaben zu zahlen.  
 
 
Was hat sich zum 1.1.2019 geändert? 

 
Das Recht der geringfügigen Beschäftigungen als 
solches hat sich nicht geändert. Allerdings gab es 
Änderungen beim Mindestlohn und im Teilzeit- und 
Befristungsgesetz (TzBfG), welche sich auf geringfügige 
Beschäftigungen auswirken können: 
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 Zum 1.1.2019 wurde der allgemeine Mindestlohn 
erhöht. Er beträgt nun 9,19 Euro (bisher: 8,84 Euro; 
ab 01.01.2020  9,35 Euro). Damit die 450-Euro-
Grenze nicht überschritten wird, könnten Minijobber 
monatlich nur noch 48 Stunden mindestlohnkonform 
arbeiten. Bislang waren 50 Stunden möglich. Der 
gestiegene Mindestlohn hat also die maximale 
monatliche Stundenzahl der Minijobs gesenkt. 
 

 Im TzBfG wurde mit Wirkung zum 1.1.2019 
geregelt, dass bei Abrufarbeit eine wöchentliche 
Arbeitszeit von 20 Stunden vermutet wird, sofern 
eine bestimmte Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit 
nicht ausdrücklich festgelegt ist. Bislang lag die 
gesetzliche Vermutung bei einer wöchentlichen 
Arbeitszeit von 10 Stunden pro Woche. 
 
 

Welche Auswirkungen ergeben sich für Minijobs? 
 

Diese Gesetzesänderung können dazu führen, dass die 
Geringverdienergrenze von 450 Euro ohne das Zutun 
der Beteiligten überschritten wird. Es droht die 
Sozialversicherungspflicht, wenn keine feste Arbeitszeit 
vertraglich geregelt ist. 
 
Beispiel 
Der Arbeitgeber hat die wöchentliche Arbeitszeit bei 
einer geringfügigen Beschäftigung nicht festgelegt. Es ist 
lediglich vereinbart, dass der Arbeitnehmer ent-
sprechend dem Arbeitsanfall eine Woche im Voraus 
über seinen Arbeitseinsatz vom Arbeitgeber informiert 
wird. 
 
 Im Beispielsfall fällt ab 2019 Sozialversicherung an. 

Ein 450-Euro-Job liegt nicht vor. Da eine Arbeitszeit 
von 20 Stunden wöchentlich vermutet wird und ein 
Mindestlohn von 9,19 Euro gilt ergibt sich – unter 
Zugrundelegung eines Wochenfaktors von 4,33 – 
ein Monatsverdienst von 796,47 Euro. Die 450-
Euro-Grenze ist überschritten. 

 
 Nach altem, vor 2019 geltenden Recht, gab es kein 

Problem. Es galt eine Arbeitszeit von 10 Stunden je 
Woche bei einem Mindestlohn von 8,84 Euro als 
vereinbart. Damit lag der Monatslohn bei 382,77 
Euro und unterhalb der 450-Euro-Grenze. 

 
 
Welches Risiko hat der Arbeitgeber? 
 

Für den Arbeitgeber ergeben sich erhebliche finanzielle 
Risiken. Kann die oben dargestellte gesetzliche Ver-
mutung bezüglich der Arbeitszeit nicht entkräftet werden,  
 
 kann der Arbeitnehmer Lohn nachfordern; 

 
 wird die Rentenversicherung nicht gezahlte Sozial-

versicherungsbeiträge rückwirkend bis zu vier 
Jahren nachfordern. 

 
 
Was ist für den Arbeitgeber zu tun? 

 
Wir empfehlen dringend, die Verträge mit Minijobbern zu 
prüfen, ob eine feste Arbeitszeit vertraglich geregelt ist 
und die Arbeitszeit monatlich nicht über 48 Stunden liegt. 
Gegebenenfalls sind Arbeitsverträge kurzfristig anzu-
passen. Nur lose Absprachen und mündliche Verein-
barungen sind zu vermeiden. 
 
 
Reicht ein Stundenzettel aus? 

 
Zu beachten ist, dass ein Stundenzettel nicht ausreicht. 
Ein Stundenzettel dokumentiert lediglich die tatsächlich 
geleistete Arbeit. Eine Aussage zur vertraglich 
vereinbarten Zeit trifft der Stundenzettel nicht. Eine klare 
vertragliche Arbeitszeitregelung ist aber erforderlich. 
 

 
 
 
 
 
 
13.03.2019 
Dr. Johannes Stehr 
Patrick Stadler 
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